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vent assurer ces frais dans le cadre de leur aide canto-
nale aux différents partis.

Schwarzenbach: Ich möchte dem Präsidenten der Kom-
mission und Herrn Copt nur etwas zu bemerken geben:
dass es sich nicht um kantonale Wahlen handelt, sondern
um Nationalratswahlen, also um Wahlen von Vertretern für
das Schweizervolk. Daher habe ich den Eindruck, dass
ihre Argumentation absolut unzutreffend und ungenü-
gend ist. Sie können nicht sagen, das falle nun den einzel-
nen Kantonen sehr stark ins Gewicht, sondern im Grunde
genommen müsste in der ganzen Schweiz Gleichheit in
der Methode vorherrschen, jeder Bürger müsste die Mög-
lichkeit haben, die Listen in jedem Kanton gleich zu be-
kommen. Es hat etwas mit der Gleichheit, mit der Frage
der Gleichheit des Bürgers zu tun, und es kommt einer
Bevormundung von Minderheiten gleich, wenn man bei
Nationalratswahlen darauf abstellt, ob eine Partei finanz-
kräftig genug ist, um sich bekanntzugeben, oder ob sie
eben an Mitteln arm ist. Ich meine, das ist doch ein Pro-
blem, das wir uns bei diesem Antrag Sauser auch überle-
gen müssen. Ich glaube, viele grosse Parteien, Regie-
rungsparteien, vor allem in kleineren Kantonen, handeln
nicht so altruistisch, wie Sie es darstellen, sondern möch-
ten wahrscheinlich uneingeschränkt - weil sie doch über
stärkere Mittel als die Kleinen verfügen - ihre Position
behalten und wahren. Sie sind daher gar nicht daran inter-
essiert, dass andere, neuere und kleinere Parteien die
Möglichkeit bekommen, sich auf Staatskosten bekannt zu
machen. Das wäre doch ehrlich, Herr Copt. Ich habe den
Eindruck, es gehe in dieser Richtung, und das sollten wir
abstellen. Ich möchte Sie daher bitten, den Antrag von
Herrn Sauser zu unterstützen.

Bundespräsident Brugger: An sich ist es ja bedauerlich,
dass die Revision des Bundesgesetzes über die politi-
schen Rechte nicht rechtzeitig auf den Schlitten gebracht
werden konnte, dass es für die Wahlen des nächsten Jah-
res bereits in seiner neuen Fassung hätte eingesetzt wer-
den können. Es wäre aber nicht richtig, dem Bundesrat
deswegen Vorwürfe zu machen. Die Vernehmlassung hat
gezeigt, dass eine ganze Reihe schwerwiegender Pro-
bleme bestehen, für die es nicht einfach ist, einvernehmli-
che Lösungen zu finden. Es sind Probleme, an die wir sel-
ber gar nicht gedacht hätten. Das hat übrigens dazu ge-
führt, dass die Vernehmlassungsfrist zu zwei Malen auf An-
suchen von Parteien und Kantonen verlängert werden
müsste. Sie nehmen sich vielleicht die Mühe, nachzusehen,
ob nicht auch Ihre Partei hinsichtlich dieser Fristverlänge-
rung dazu gehört.
Das ist der Grund, warum wir diese kleine, rein technische
Revision vorausnehmen wollten, weil sie allein Gewähr da-
für bietet, dass wir auch rechtzeitig fertig werden. Im De-
zember hat darüber der Ständerat zu befinden, danach
läuft noch die dreimonatige Referendumsfrist. Sie sehen,
wir haben absolut keinen Ueberfluss an Zeit.
Nun befinden sich Herr Nationalrat Sauser und der Spre-
chende als Zürcher in einer nicht gerade komfortablen
Situation. Der Bundesrat glaubt, dass Ihr Begehren sach-
lich gerechtfertigt sei. Nun hat ausgerechnet der Kanton,
der dieses System schon am längsten praktiziert, wo dies
selbstverständlich ist und wo man bei jeder Wahl - nicht
nur bei den Nationalratswahlen - ein ganzes Paket an Pa-
pier erhält, in der Vernehmlassung schwere Bedenken an-
gemeldet und ist offenbar aufgrund seiner Erfahrungen
eben nicht so begeistert von diesem System, das angeb-
lich eine Listen- und damit eine Papierinflation produziert
habe, die kaum mehr erträglich sei. Dazu kommt nun, dass
in der Vernehmlassung eine Reihe von Kantonen - der
Herr Kommissionspräsident hat bereits darauf hingewiesen
- sehr ernsthafte Bedenken gegen dieses System ange-
meldet haben. Beispielsweise hat der Kanton Genf in sei-
ner Vernehmlassung erklärt, dieses System sei für ihn un-
annehmbar. Man spricht auch von Referendumsdrohung.

Wir wissen auch nicht, wie der Ständerat entscheiden
wird, offenbar wird das dort nicht so einfach sein. Das
sind die Gründe - sie sind also nicht sachlicher, sondern
mehr politischer und zeitlicher Natur -, warum wir uns
auf diese rein technische Revision beschränkt haben. Nur
die Beschränkung auf diese technische Revision bietet
uns Gewähr, dass wir die Sache fristgerecht unter Dach
bringen können. Diese technische Revision ist absolut not-
wendig, weil vor allem die grossen Kantone Zürich und
Bern mit den heute gültigen Fristen einfach nicht mehr
durchkommen.

Ich bitte Sie um Verständnis, wenn wir diese Stellung aus
praktischen Gründen einnehmen.

Le président: Les propositions Sauser relatives aux ali-
néas 1 et 2 sont combattues par le président de la com-
mission, M. Copt et le Conseil fédéral.

Abstimmung - Vote

Für die Anträge Sauser 29 Stimmen
Dagegen 41 Stimmen

Ziff. II
Antrag der Kommission
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Ch. II
Proposition de la commission

Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen - Adopté

Gesamtabstimmung - Vote sur l'ensemble

Für Annahme des Gesetzentwurfes 69 Stimmen
Dagegen 6 Stimmen

#ST# 11 388

Bundesverfassung.
Revision der Wasserwirtschaftsartikel
Constitution fédérale. Revision dans le domaine
de l'économie hydraulique

Siehe Jahrgang 1973, Seite 1308 — Voir année 1973, page 1308

Beschluss des Ständerates vom 24. Juni 1974
Décision du Conseil des Etats du 24 juin 1974

Differenzen - Divergences

Art. 24bls Ingress und Abs. 1
Antrag der Kommission

Ingress

Mehrheit
Zur Gewährleistung einer die Einheit der Wasserwirtschaft
berücksichtigenden zweckmässigen Nutzung und Erhal-
tung der Wasservorkommen stellt der Bund auf dem Wege
der Gesetzgebung Grundsätze auf über:

Minderheit
(Akeret, Grünig, Haller, Hofer-Flawil, Oehler, Reiniger,
Schaller)

Zur Gewährleistung einer umfassenden Bewirtschaftung
der Was&ervorkommen, insbesondere der haushälterischen
Nutzung und des mengen- und gütemässigen Schutzes der
Gewässer, sowie zum Schütze des Menschen und seiner
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Umwelt vor den schädigenden Einwirkungen des Wassers
stellt der Bund Grundsätze auf über:

Antrag der Kommission
Buchst, a
Die Erhaltung der Wasservorkommen und deren Erschlies-
sung, insbesondere für die Versorgung mit Trinkwasser,
sowie die Anreicherung von Grundwasser;

Buchs, b, c
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag Kohler Raoul
Abs. 1 Buchst, a
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 24bis préambule et al. 1

Proposition de la commission
Préambule

Majorité
Pour garantir une utilisation et une conservation ration-
nelles des ressources hydrauliques, tenant compte de
l'unité de l'économie hydraulique, la Confédération édicté,
par voie législative, des principes sur:

Minorité
(Akeret, Grünig, Haller, Hofer-Flawil, Oehler, Reiniger,
Schaller)
Pour garantir une gestion globale des ressources hydrauli-
ques, en particulier l'utilisation rationnelle et la protection
des eaux dans leur quantité et leur qualité, ainsi que pour
protéger l'homme et son milieu contre l'action dommagea-
ble de l'eau, la Confédération édicté des principes sur:

Proposition de la commission
Let.a
La conservation des eaux et leur aménagement, spéciale-
ment en vue de l'approvisionnement en eau potable, ainsi
que l'enrichissement des eaux souterraines;

Let. b, c
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition Kohler Raoul
Al. 1 let. a
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Rothen, Berichterstatter der Mehrheit: Die Beratung der
Revision der Wasserwirtschaftsartikel zeigt zwischen der
Fassung des Nationalrates und derjenigen des Ständera-
tes 21 Differenzen auf. Mit diesen Differenzen befasste
slich Ihre Kommission am 2. September. Sie stellte insbe-
sondere fest, dass zwischen der grossen Zahl der Diffe-
renzen Nationalrat/Ständerat und den effektiven gewichti-
gen Differenzen der beiden Entwürfe keine Uebereinstim-
mung besteht. Viele Differenzen sind von untergeordneter
Bedeutung. Der Grundsatz der abschliessenden Enumera-
tion ist nicht bestritten - das glaube ich ist von besonde-
rer Bedeutung -, die Differenzen bestehen vor allem darin,
dass die Kompetenzen durch den Ständerat differenzierter
festgelegt worden sind. Die Expertenkommission Rohner,
der Bundesrat und der Nationalrat hatten dem Bund auf
allen Gebieten eine umfassende Kompetenz erteilt. Dabei
bestand aber die Meinung, dass zwar nach dem Wortlaut
des vorgeschlagenen Verfassungsartikels der Bund umfas-
sende Kompetenzen erhalten solle, aber auch Einigkeit
darüber, dass es Gebiete gebe, wo er (der Bund) sich -
entgegen dem Wortlaut - auf den Erlass von allgemeinen
Vorschriften beschränken müsse.
Schon die Expertenkommission Rohner hat aus kosmeti-
schen Gründen eine umfassende Kompetenz für alle er-
wähnten Gebiete vorgeschlagen. Gemäss der Auffassung
der Professoren Aubert und Jagmetti sollte die Differen-

zierung dann auf Gesetzesstufe erfolgen. Der Ständerat
nun war der Ansicht, der Verfassungstext solle dem Bund
nicht mehr Kompetenzen übertragen als unbedingt nötig
sei, um das verfolgte Ziel zu erreichen. Deshalb arbeitete
er einen Verfassungstext aus, der die Liste der Gesetzge-
bungsgebiete in zwei Absätze aufteilt. Der erste schränkt
den Umfang der Kompetenz in den aufgezählten Gebieten
gegenüber der Fassung des Nationalrates auf die Grund-
satzgesetzgebung ein, 'in den Gebieten des zweiten Absat-
zes überträgt die Fassung des Ständerates dem Bund eine
umfassende Kompetenz.
Da die Lösung des Ständerates der Idee und den Absich-
ten der Kommission Rohner, des Bundesrates und effektiv
auch des Nationalrates entspricht, hat sich die Kommis-
sion des Nationalrates, unter Verzicht auf die erstrebte
Kosmetik, dem Vorschlag des Ständerates angeschlossen,
d. h. Zustimmung zur Differenzierung der Kompetenzen be-
schlossen. Das in aller Kürze über die Auffassung Ihrer
Kommission im Hinblick auf die Differenzen, die zwischen
dem Ständerat und dem Nationalrat entstanden sind.
Zu den übrigen Differenzen werde ich mich bei der Bera-
tung der Vorlage äussern.

M. Aubert, rapporteur de la majorité: Comme vous l'avez
entendu, il y a vingt et une divergences entre le Conseil
national et le Conseil des Etats sur l'article 24û/s nouveau.
Ce chiffre ne doit pas nous effrayer. De ces vingt et une
divergences, une seule a une réelle importance, celle qui
concerne le degré d'intensité de la compétence législative
qui est donnée à la Confédération.
Le Conseil fédéral, d'abord, le Conseil national, ensuite,
avaient prévu que, pour tous les domaines qui étaient at-
tribués à la Confédération, celle-ci aurait une compétence
législative générale, complète, globale. Cela n'a pas con-
venu au Conseil des Etats, qui a préféré un système plus
nuancé.
Pour certains des domaines, la compétence fédérale doit
être globale, pour d'autres, elle doit être réduite aux prin-
cipes, selon une formule dont nous commençons à user
ici, nous autres constituants, et que nous avons employée,
par exemple, pour l'aménagement du territoire. Cette pro-
position du Conseil des Etats se traduit par le fait que
l'alinéa 1er se divise désormais en deux alinéas; dans le
premier se trouve la liste des domaines où la compétence
fédérale sera limitée aux principes; dans le second sont
énumérés les domaines où la compétence fédérale sera
générale.
Voilà donc la principale divergence. Votre commission es-
time que la solution du Conseil des Etats, apparemment
plus compliquée, est en réalité plus nuancée et elle vous
invite à vous y rallier. Quant aux vingt autres divergences,
elles seront discutées tout à l'heure.

Akeret, Berichterstatter der Minderheit: Ich bitte Sie, für
den Ingress den ursprünglichen Text des Bundesrates und
unseres Rates aufrechtzuerhalten. Wie Sie der Fahne ent-
nehmen können, hat der Ständerat im Zuge seiner verfas-
sungskosmetischen Bemühungen den Ingress von Artikel
24bis auf zwei Zeilen zusammengekürzt und die ursprüng-
liche aussagekräftige Fassung in eine ziemlich abstrakte,
blutleere Formel verwandelt. Die wichtigen Begriffe der
haushälterischen Nutzung sowie des mengen- und güter-
mässigen Schutzes der Gewässer wurden herausgestri-
chen, so dass die Fassung nun eher einem Torso gleicht,
und mit Wilhelm Busch ist man versucht zu sagen: «Da
seht Ihr ihre Trümmer rauchen, der Rest ist nicht mehr zu
gebrauchen.»
Die Formulierung lautet nun: «Zur Gewährleistung einer
die Einheit der Wasserwirtschaft berücksichtigenden
zweckmässigen Nutzung und Erhaltung der Wasservor-
kommen.» Letztere Wendung wurde noch durch unsere
Kommission eingefügt. Damit hat der Ingress zum neuen
Verfassungsartikel eine starke Entleerung erfahren. Die
Zielsetzungen des neuen Wasserwirtschaftsartikels sind
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nur noch sehr vage umschrieben, und die Formulierung ist
- das wurde selbst in der Kommission zugegeben - be-
reits heute auslegungsbedürftig und öffnet, bevor der Ver-
fassungsartikel rechtskräftig geworden ist, Interpretations-
schwierigkeiten Tür und Tor. Es wäre jedoch Vogel-
Strauss-Politik, wenn wir diese Zielsetzungen im Ingress
nicht deutlich erwähnten. Ich möchte daran erinnern, dass
schon die Motion Rohner feststellte, dass die haushälteri-
sche geordnete Bewirtschaftung und Pflege unserer Was-
serschätze, die zu den Existenzgrundlagen unseres Lan-
des und Volkes gehören, zu einem immer dringlicheren
Problem werde, und die Studienkommission, die mit der
Ausarbeitung des neuen Verfassungsartikels betraut war,
liess sich über dieses Problem wie folgt vernehmen: Eine
solche Bewirtschaftung besteht insbesondere in einer
haushälterischen Nutzung der Gewässer und deren men-
gen- und gütemässigem Schutz gegen die Eingriffe des
Menschen. Dabei soll der Einheit der Wasserwirtschaft
Rechnung getragen werden. Zum nationalen Gut Wasser,
das nicht unerschöpflich ist und nicht vermehrt werden
kann, ist Sorge zu tragen. Die ursprüngliche Formulierung
des Ingresses, die auf einen Antrag des Bundesrates und
der Studienkommission zurückgeht, entspricht daher ge-
nau den Zielsetzungen des neuen Verfassungsartikels, und
diese ratio legis sollte auch in der Präambel klar zum Aus-
druck kommen.
Dazu- kommt nun, dass die ständerätliche Fassung und
damit auch diejenige unserer Kommissionsmehrheit auch
materielle Mängel aufweist, da sie unvollständig ist und
nicht mehr alle Komponenten des Wasserwirtschaftsarti-
kels enthält, nämlich die Nutzung des Wassers, den
Schutz des Wassers und den Schutz vor dem Wasser.
Während die ersten beiden Zielsetzungen - die Nutzung
des Wassers und der Schutz des Wassers, also der Gewäs-
serschutz -, abgedeckt äind, kann man dies für den
Schutz vor dem Wasser, die Wasserbaupolizei, nicht mehr
sagen. Die ursprüngliche Fassung sprach vom Schütze
des Menschen und seiner Umwelt vor den schädigenden
Einwirkungen des Wassers. Dieser Passus wurde in der
ständerätlichen Fassung fallengelassen. Herr Vizedirektor
Kolly vom Eidgenössischen Amt für Wasserwirtschaft hat
in unserer Kommission auf diesen Mangel hingewiesen,
doch wurden seine Einwendungen leider überhört. Auch
unser Herr Kommissionspräsident versuchte, in diesem
Punkt nochmals Klarheit zu schaffen, doch ohne Erfolg.
Wir sollten jedoch nicht einen Verfassungsartikel schaffen,
der bereits mit einem Geburtsfehler behaftet ist.
Bei der Fassung unserer Kommissionsmehrheit kommt
noch ein stilistisches Moment hinzu. In der Aufbruchstim-
mung, in der unsere Kommission tagte, wurde übersehen,
dass die Wendung «Erhaltung der Wasservorkommen», die
neu in den Ingress eingebaut wurde, um das gerupfte
Huhn noch etwas fetter zu machen, bereits in Buchstabe a
von Artikel 24bis Absatz 1 enthalten ist. Es entsteht hier
also eine Doppelspurigkeit, die durchaus keine Zierde
eines neuen Verfassungsartikels darstellt.
Gegenüber der Formulierung einer umfassenden Bewirt-
schaftung der Wasservorkommen sind zugegebenermas-
sen im Ständerat von den Kantonen und auch in unserer
Kommission Einwendungen erhoben worden. Es sind die-
ser Fassung jedoch weitergehende Absichten unterscho-
ben worden. Der Bundesrat stellt in seiner Botschaft fest,
dass das Wort «umfassend» nicht heissen wolle, dass der
Bund bis in alle Einzelheiten der Wasserwirtschaft einzu-
greifen die Absicht habe. Die Wasserwirtschaft solle ledig-
lich global alle Gebiete generell umfassen, im Sinne einer
einheitlichen Rahmenordnung geregelt werden. Diese Ziel-
setzung deckt sich mit dem Ingress des Ständerates.
Im Sinne dieser Ueberlegungen bitte ich Sie, zur ur-
sprünglichen Fassung unseres Rates, die auch dem Antrag
des Bundesrates und der Studienkommission entspricht,
zurückzukehren und der abschwächenden Tendenz, die
der Formel des Ständerates letztlich zugrunde liegt, keine
Folge zu geben. Nach meiner Auffassung sollte ein Verfas-

sungsartikel plastisch sein. Er sollte auch für das Volk
lesbar sein und nicht schon zum vornherein Anlass zu
Auslegungsschwierigkeiten geben, gleichsam Advokaten-
futter liefern. Seine Zielsetzungen sollten klar, deutlich
und verpflichtend im Text zum Ausdruck kommen.
Daher beantrage ich Ihnen, der Fassung der Kommissions-
minderheit zuzustimmen.

Schaller: Da ich von Berufs wegen am fliessenden Wasser
arbeite, werde ich mich kurz halten.
Ich unterstütze den Antrag der Minderheit zu Artikel 24bls
neu Absatz 1. Die Formulierung, die der Ständerat mit dem
Begriff der Einheit der Wasserwirtschaft hier eingebracht
hat, ist völlig praxisfremd in der Wasserwirtschaft. Was
heisst das: «Einheit der Wasserwirtschaft»? Im Verfas-
Sungsentwurf, den wir hier haben, ist nirgends die Rede
von der Rheinschiffahrt, die einen ganz wesentlichen und
bedeutenden Teil der Wasserwirtschaft ausmacht. Es Ist
kein Wort zu sehen von der Problematik des schweizeri-
schen Wasserexports, z. B. aus dem Bodensee direkt nach
Stuttgart. Das Wasser wird dort entnommen und fehlt
nachher der Rheinschiffahrt usw. All das ist nicht Inbegrif-
fen. Ich möchte unter diesen Umständen sagen, dass der
Beschluss des Ständerates einfach nicht befriedigen kann
und dass der Antrag der Minderheit seine guten Gründe
hat. Er ist umfassend für jene Aufgabe, die hier In der Ver-
fassung den gesetzgebenden Räten gestellt werden soll.
Ich beantrage Ihnen also Zustimmung zur Minderheit.

Bächtold-Bern: Der Ständerat hat mit guten Gründen eine
möglichst kurze Fassung von Absatz 1 gewählt. Leider ist
darin nur von «Nutzung der Gewässer» die Rede, eine
Auffassung, die wir vom Naturschutz aus schon mehrfach
bekämpft haben. Wasser ist nicht nur Nutzobjekt, sondern
Bestandteil des gesamten Oekosystems: Mensch, Tier,
Pflanze. Ich stellte in der Kommission fest, dass die Stim-
mung mehrheitlich für die Fassung des Ständerates war
und beantragte daher, wenigstens neben der Nutzung
noch die Erhaltung, die natürlich auch den Schutz Invol-
viert, der Wasservorkommen zum Ausdruck zu bringen.
Dem stimmte die Mehrheit der Kommission zu. Selbstver-
ständlich könnte ich mich auch mit der Fassung der Min-
derheit befreunden, die eigentlich dasselbe sagt, aber
noch etwas ausführlicher. Die Mehrheit war der Meinung,
dass vielleicht eben diese Ausführlichkeit beim Ständerat
weniger Chance hätte.
Wenn ich schon das Wort habe - ich möchte nicht
mehr hervortreten - noch ein Wort zum Antrag Kohler be-
treffend das Trinkwasser: Die Versorgung mit Trinkwasser
wird mehr und mehr zu einem schwierigen Problem. Es ist
mir bekannt, dass z. B. unsere chemische Industrie in Ba-
sel in den USA eine Fabrik stillegen musste wegen Man-
gels an sauberem, nicht vergiftetem Wasser. Sorgen wir
dafür, dass es bei uns nicht soweit kommt und dass Jede
Wasserverschwendung und jede missbräuchllche Verwen-
dung von Wasser verunmöglicht wird.
Unser Rat hat in der ersten Lesung dem Trinkwasser die
Priorität zuerkannt, indem er am Schluss des Absatzes
Ibis den Satz anfügte: «Er räumt dem Trinkwasser den
Vorrang ein.» Leider hat der Ständerat unter Ziffer 2a das
Trinkwasser dem Brauchwasser gleichgestellt. Dies ent-
spricht zweifellos nicht der wahren Bedeutung des Trink-
wassers. Die Mehrheit Ihrer Kommission möchte dies In
Ziffer 2a so korrigieren, dass das Wort «Brauchwasser»
gestrichen wird.
Der Antrag des Kollegen Kohler bringt die Bedeutung des
Trinkwassers noch besser zur Geltung. Deshalb stimme
ich dem Antrag Kohler zu und empfehle Ihnen, dasselbe
zu tun.

M. Chavanne: II semble bien que tout le monde soit d'ac-
cord mais qu'il soit cependant utile d'insister sur un pro-
blème aussi important puisque c'est celui de la gestion
globale des ressources hydrauliques. Dans le langage



S.Oktober 1974 1541 Bundesverfassung

courant, lorsqu'on parle des ressources hydrauliques, on
parle de chute d'eau et de la formation de kilowattheures.
Mais le problème est bien plus vaste et il faut insister sur
la question essentielle de l'eau potable. Il est clair que
dans tous les pays du monde nous allons vers des difficul-
tés quant à la protection des eaux susceptibles de servir à
l'alimentation humaine. C'est pour cela que je défendrai le
texte de la minorité «en particulier l'utilisation rationnelle
et la protection des eaux dans leur quantité et dans leur
qualité».
Il est à craindre qu'il y ait, dans l'avenir, des conflits es-
sentiels entre l'utilisation de l'eau pour des motifs indus-
triels et l'utilisation de l'eau pour les usages domestiques.
Ce discussions sont constantes, nous en avons des
exemples, hier encore lorsque Genève s'est brusquement
aperçu que des tonnes de mazout était en train de tuer
des nappesi phréatiques. Il y a conflit, qu'on le veuille ou
non, entre la protection des eaux potables et l'utilisation
industrielle des eaux.
Il faut le dire ici avec beaucoup de force en appuyant la
minorité de la commission d'une part et en appuyant les
autres propositions qui nous seront faites d'autre part, car
il s'agit de l'un des problèmes essentiels du monde mo-
derne.

Rothen, Berichterstatter der Mehrheit: Es wurde nun
schon recht viel vom Trinkwasser gesprochen. Wir werden
uns darüber aber unter Abschnitt 1 Buchstabe a und bei
Abschnitt 3 zu unterhalten haben. Diese Bereiche werden
durch den Antrag des Kollegen Kohler tangiert. Ich will
mich also jetzt zu den Fragen im Zusammenhang mit dem
Trinkwasser noch nicht äussern, sondern mich bemühen,
die Situation darzulegen, wie sie sich im Zusammenhang
mit dem Mehrheits- und dem Minderheitsantrag darstellt.
Herr Kollege Akeret hat auf die Situation in unserer Kom-
mission verwiesen. Es ist wirklich nicht sehr einfach, hier
die Mehrheit zu vertreten. Das ist aber meine Aufgabe,
und ich will versuchen, den Fragenkomplex möglichst
sachlich zu analysieren.
Im Entwurf des Bundesrates und gemäss Beschluss des
Nationalrates umfasst die Zielsetzung der Gesetzgebungs-
kompetenzen des Bundes die drei Komponenten, der Was-
serwirtschaft: Nutzung der Wasservorkommen, Schutz der
Wasservorkommen (d. h. Gewässerschutz) und Schutz vor
dem Wasser bzw. Wasserbaupolizei. Der Ständerat hat die
Zielsetzung auf die zweckmässige Nutzung der Wasservor-
kommen beschränkt. Diese Beschränkung müssen wir -
rein sachlich betrachtet - als ungenügend bezeichnen.
Dies führte auch dazu, dass in der Kommission der Antrag
Bächtold eingereicht wurde, den Sie nun hier als Mehr-
heitsantrag vorfinden.
Die Differenzberatung in der Kommission führte zu zwei
Anträgen. Der Mehrheitsantrag will die Zielsetzung in
der Fassung des Ständerates durch Beifügung des Wortes
«Erhaltung» der Wasservorkommen ergänzen. Dabei ist zu
beachten, dass durch diese Formulierung die Komponente
des Schutzes vor dem Wasser bzw. die Wasserbaupolizei
noch nicht enthalten ist. Der Minderheitsantrag dagegen
will am Beschluss des Nationalrates festhalten. Ein Ver-
gleich der Anträge auf der Fahne zeigt das deutlich. Der
Minderheitsantrag will also eindeutig alle drei Komponen-
ten erfassen.
Wie sind die Vor- und Nachteile der beiden Anträge zu
werten? Der Minderheitsantrag enthält ausdrücklich die
drei Komponenten der Wasserwirtschaft, was beim Mehr-
heitsantrag umstritten oder mindestens auslegungsbedürf-
tig ist. Diese Tatsache kann nicht übersehen werden. Die
Zielsetzung im Minderheitsantrag spricht den Bürger bes-
ser an und lehnt sich an den Entwurf des Bundesrates und
- wie dargelegt - den Beschluss des Nationalrates an.
Wie verhält es sich mit den Nachteilen in bezug auf den
Minderheitsantrag? Er ist länger, ist kosmetisch und op-

. tisch weniger .ansprechend; er enthält immer noch die

Formulierung «umfassende Bewirtschaftung», die seiner-
zeit schon zu grossen Diskussionen insbesondere in Ihrer
Kommission Anlass gegeben hat. Dabei bleibt zu beach-
ten, dass der Begriff «Bewirtschaftung» eindeutig alle Be-
reiche der Wasserwirtschaft umfasst, einschliesslich den
Schutz des Menschen und seiner Umwelt vor schädigen-
den Einwirkungen des Wassers.
Erlauben Sie mir noch eine Feststellung in bezug auf
dieses Wort, weil nicht zuletzt dieser Begriff dazu führte,
dass eben eine Mehrheit entstanden ist. Der Begriff «Be-
wirtschaftung» ist in der Wasserwirtschaft und in der was-
serrechtlichen Fachsprache üblich. Er wird z. B. in einer
amtlichen deutschen Uebersetzung der Wasser-Charta des
Europarates verwendet.
Sie sehen, dass es schwer hält, wenn man die beiden For-
mulierungen der Mehrheit und der Minderheit gegenüber-
stellt, überzeugend darzulegen, dass der Vorschlag der
Mehrheit der bessere sei. Das aber war die Meinung Ihrer
Kommission. Demzufolge habe ich Ihnen zu beantragen,
der Kommission zu folgen und der Mehrheit zuzustimmen.

M. Aubert, rapporteur de la majorité: Nous parlons du pré-
ambule du 1er alinéa de l'article 24bis nouveau. J'aimerais
d'abord récapituler les points sur lesquels les membres de
votre, commission ne sont pas divisés. Tant la majorité que
la minorité de la commission admettent que la Confédé-
tion édicté des principes, alors que le Conseil des Etats
voudrait que la Confédération édicté des dispositions gé-
nérales. De même, nous sommes d'accord pour biffer dans
le texte du Conseil des Etats les mots: «qui sont néces-
saires dans l'intérêt public», car nous pensons que, lors-
que la Confédération légifère, elle le fait toujours dans
intérêt public.
Voyons maintenant les points sur lesquels la majorité et la
minorité de la commission ne sont pas d'accord. A l'heure
actuelle, une législation en matière d'économie hydrauli-
que doit comprendre trois volets: l'utilisation des eaux, la
protection des eaux et la protection contre les eaux, et
ces trois éléments ressortaient assez clairement du texte
du Conseil fédéral comme aussi de celui que nous avons
adopté en première lecture. Mais le texte a paru trop long
au Conseil des Etats, qui a en outre pris ombrage de l'ex-
pression «gestion globale». Il lui trouvait une saveur de
dirigisme et lui a préféré les mots d'«unité de l'économie
hydraulique».
Cependant, deux notions essentielles manquent dans l'ali-
néa 1er du texte du Conseil des Etats; seule subsiste celle
de l'utilisation de l'eau. La majorité de votre commission,
séduite dès l'abord par la brièveté du texte du Conseil des
Etats, l'a complété en y introduisant la notion de conser-
vation. C'est fort bien, mais il manque toujours encore une
notion, celle de la protection contre l'action dommageable
de l'eau.
Dans le texte du Conseil des Etats, qui comprend deux
alinéas, le même but figure dans le préambule de l'alinéa
1er et dans celui de l'alinéa 2, ce qui veut dire que le
même but doit couvrir les deux alinéas. Or il est faux de
dire que c'est pour garantir l'utilisation rationnelle des
ressources hydrauliques que la Confédération édicté des
dispositions sur la police des endiguements. Et même, à la
réflexion, le texte adopté par la majorité de la commission
me paraît ne pas convenir non plus. Je ne peux même pas
défendre ici ce texte, car je commence à croire qu'il ne
convient pas. Seul le texte de la minorité, représentée par
M. Akeret, me semble convenir, parce qu'il couvre toutes
les compétences qu'on veut donner à la Confédération.
La seule vertu du texte du Conseil des Etats était l'élé-
gance, a-.t-on dit. Où voyez-vous de l'élégance dans ce
texte? Il n'y en a pas. L'article 24b/s actuel n'est pas élé-
gant. Celui qu'on entend lui substituer ne l'est pas davan-
tage. Si nous élaborions une nouvelle constitution, nous
pourrions nous amuser à rechercher l'élégance, mais nous
modifions une constitution que vous connaissez comme
moi. Cette constitution, je l'aime, mais je lui dénie toute
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élégance. Ce n'est pas avec de tels arguments que vous
arriverez à faire admettre le texte du Conseil des Etats,
qui est incomplet. Celui de la majorité de la commission,
auquel j'ai eu la faiblesse de souscrire par inadvertance,
ne vaut pas beaucoup mieux. En revanche, celui de
M. Akeret me paraît bon. Il n'est pas beaucoup plus laid
que le reste. C'est pourquoi je vous invite à vous y rallier.

Le président: Je vous prie de vous prononcer sur le pré-
ambule de l'alinéa 1er.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Mehrheit
Für den Antrag der Minderheit

14 Stimmen
79 Stimmen

M. Kohler Raoul: Lettre a: Le but essentiel de ma proposi-
tion est de réintroduire dans le texte de la commission la
notion d'eau industrielle ou plus précisément d'eau
d'usage courant.
La commission a éliminé l'eau d'usage courant ou eau
industrielle de l'énumération sous lettre a, telle qu'elle fi-
gure dans la version du Conseil des Etats pour tenter,
semble-t-il, de donner une certaine priorité à l'eau pota-
ble. Plusieurs membres de la commission souhaitaient que
l'on accorde la priorité à l'eau potable; d'autres s'y oppo-
saient et on a cru trouver tout à coup une solution de
compromis. On a pensé qu'en éliminant de l'énumération
l'eau d'usage courant ou eau industrielle et en ne men-
tionnant plus que l'eau potable, on accordait à cette der-
nière une certaine priorité.
Je pense que le compromis que la commission a cru trou-
ver est mauvais. Il est mauvais parce que d'une part, cette
nouvelle énumération n'accorde pas la priorité à l'eau
potable et, d'autre part, parce que l'on a dissocié deux
notions ou deux usages de l'eau qui, dans notre pays, ne
doivent pas être dissociés. En effet, les termes «eau pota-
ble et d'usage courant» sont des termes techniques qui
recouvrent une eau satisfaisant à toutes les exigences
posées à une bonne eau potable qui est distribuée par un
réseau unique aux ménages, aux entreprises artisanales et
industrielles, ainsi qu'aux exploitations agricoles, dans les-
quels elle est utilisée tant comme eau potable proprement
dite que pour d'autre usages. Simultanément, on s'en sert
dans la lutte contre le feu.
L'eau potable et d'usage courant est donc chez nous une
seule et même eau à usages multiples. C'est l'eau que
vous buvez, mais c'est aussi l'eau qu'il faut pour se laver
les mains, pour laver la vaisselle ou laver le linge.
C'est pourquoi il faut mentionner: «L'eau potable et
d'usage courant» dans l'énumération, comme l'a fait le
Conseil des Etats. En ce qui concerne le texte français, je
voudrais suggérer deux modifications d'ordre rédaction-
nel. La première concerne la version du Conseil des Etats:
on a traduit le terme «insbesondere» par «notamment». Je
crois qu'il serait plus juste de dire «en particulier» ou,
comme dans le texte de notre commission «spéciale-
ment». Ensuite, on a traduit le terme «Brauchwasser» par
«eau industrielle». Je pense qu'il vaudrait mieux dire «eau
d'usage courant». C'est le terme technique. Ainsi l'équiva-
lent en français de l'alinéa figurant sous lettre a de la ver-
sion du Conseil des Etats pourrait être le suivant: «La
conservation des eaux et leur aménagement spécialement
en vue de l'approvisionnement en eau potable et d'usage
courant, ainsi que l'enrichissement des eaux souter-
raines.» Ceci sont des remarques dont il faudra tenir
compte lors de la rédaction finale de cet article.
Une fois encore, je vous invite à adhérer à la décision du
Conseil des Etats sur ce point.

Kaufmann: Der Kommission ist auch bei diesem Artikel ein
Fehler unterlaufen, vermutlich ein Ermüdungsfehler. Man
wollte dem Trinkwasser die Priorität einräumen. Man hat
das mit einer neuen Redaktion versucht, man hat in Zif-
fer 1 Buchstabe a Brauchwasser gestrichen. Damit hat

man aber nichts erreicht. Im besten Fall hat man eine
Priorität innerhalb des Buchstaben a damit erreicht. Die
Priorität hat aber nur einen Sinn, wenn sie sich auf den
ganzen Artikel bezieht, was die Kommission auch gewollt
hat.
Im übrigen kann man sich fragen, ob eine solche Priorität
geschaffen wird, wenn man das Wort Brauchwasser
streicht. Ich glaube es nicht. - Man hat einen weiteren
Fehler mit in Kauf genommen, denn mit der Eliminierung
des Brauchwassers wird auch diesem Brauchwasser die
zweitrangige Bedeutung, die es immerhin hat, genommen.
Ich glaube, der Antrag Kohler ist auch materiell notwen-
dig; Wasser ist kein beliebig vermehrbares Gut. Wasser
brauchen wir in erster Linie zum Trinken und Leben.
Nachher wollen wir dann auch Geschäfte machen - eben:
nachher.
Der Ständerat erklärte hiezu, Trinkwasser sei von grosser
Wichtigkeit, aber eine Vorrangstellung könne man ihm
nicht einräumen, weil der Grundsatz der Einheit der Was-
serwirtschaft verletzt sei. Diesen Grundsatz der Einheit der
Wasserwirtschaft haben Sie soeben abgelehnt. Mit Recht.
Nun ist der Argumentation des Ständerates ohnehin der
Boden entzogen, aber auch abgesehen von diesem Entzug
des Bodens ist die Argumentation - war die Argumenta-
tion - des Ständerates doch eigentlich etwas bescheiden.
Auch bei einer einheitlichen Wasserwirtschaft gibt es na-
türlich Prioritäten und Gewichtungen, und die einheitliche
Wasserwirtschaft hätte nicht geheissen «Gleichschaltung
aller Nutzungszwecke». Ich ersuche Sie, den Fehler der
Kommission, der ihr hier unterlaufen ist, durch Zustim-
mung zum Antrag Kohler auszumerzen.

Masonl: Diesmal finde ich mich nicht auf der gleichen
Seite der Barrikade wie die Herren Kohler und Kaufmann.
Ich möchte darlegen, wie diese Formulierung aufgrund
des Vorschlages unseres nicht anwesenden Kollegen Hür-
limann zustandegekommen ist. Dieser Absatz will bewusst
dem Trinkwasser keine Priorität einräumen: er bezweckt
durch seine Stellung als Absatz 1 Buchstabe a die Beto-
nung der Bedeutung des Trinkwassers. Er bezweckt dage-
gen nicht, dem Trinkwasser eine Priorität zu verschaffen,
sondern nur die Stellung des Trinkwassers zu betonen.
Das ist nicht eine absolute Priorität, es ist eine Betonung,
was einer Art relativer Priorität gleichkommt. Man will nur
zeigen, dass das Trinkwasser als solches für uns eine be-
sondere Bedeutung hat. Aber man will ihm keine absolute
Priorität verschaffen.
Herr Kollege Kohler hat bei seiner Begründung nicht ge-
merkt, dass Absatz 1 Buchstabe a keine ausschliessliche
Enumération einführt, sondern nur ein Beispiel erwähnt,
d. h. als einziges Beispiel die Wahrung des Trinkwassers
aufführt. Es ist nur eines der möglichen Beispiele, worun-
ter, u. a. auch das Brauchwasser fällt. Nur um die Bedeu-
tung des Trinkwassersi zu betonen, wurde diese Formulie-
rung angenommen, die das Trinkwasser allein aufführt.
Warum war die Mehrheit der Kommission gegen die Ein-
räumung einer absoluten Priorität für das Trinkwasser Im
Verfassungsartikel? Es geschah nicht ohne Grund. Wol-
len wir in der Verfassung die Bundesverwaltung bereits in
ihrem Ermessen absolut einschränken? Ist es angemes-
sen, eine solche Einschränkung in der Verfassung vorzu-
nehmen? Da liegt der springende Punkt. Die Auffassung
der Mehrheit der Kommission ging dahin, dass die Verwal-
tung bei den vielen Aufgaben, die in diesem Artikel vorge-
sehen sind, bei der Bewältigung dieser vielen Aufgaben,
bei der sorgfältigen Interessenabwägung, nicht durch eine
absolute Priorität des Trinkwassers vollständig eingeengt
werden soll. Warum? Wir haben in diesem Artikel ganz
andere Aufgaben, die nichts mit dem Trinkwasser zu
tun haben. Sie haben in diesem Artikel z. B. die baupoli-
zeilichen Aufgaben und die Aufgaben der Festlegung des
minimalen Wasserabflusses bei der Energiegewinnung
aus dem Wasser. Wie wollen Sie dem Trinkwasser eine
absolute Priorität einräumen, z. B. bei der Erfüllung von
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baupolizeilichen Aufgaben, wo es darum geht, den Men-
schen gegen die Wasserschäden zu schützen? Es wäre ein
Unsinn, dem Trinkwasser eine solche absolute Priorität
einzuräumen. Aber auch in dem Falle, dass eine solche
Priorität sinnvoll eingeräumt werden könnte, ist es nicht
Aufgabe des Parlamentes, der Verwaltung im voraus vor-
zuschreiben, wie sie die Prioritäten festlegen soll. Aufgabe
der Verwaltung ist es, in jedem Fall sinnvoll zu prüfen, wo
nach den gegebenen Umständen die Priorität liegt. Ich
nenne Ihnen ein Beispiel: Es gibt ein Wasser, das sehr gut
zur Gewinnung von Energie dienen kann: das könnte man
unter Umständen verhindern durch eine starre Priorität
des Trinkwassers; doch die Frage, die man sich stellen
soll, ist nicht, ob das Trinkwasser eine absolute Priorität
hat, sondern, ob für die Trinkwasserversorgung dieses
Wasser oder ein anderes dienen kann. Wir müssen der
Verwaltung diese Ermessensfreiheit überlassen. Durch die
Einschränkung gemäss Anträgen Kohler will man das Er-
messen der Verwaltung von vorneherein so einschränken,
dass sie bei Erfüllung ihrer Aufgaben nicht sinnvoll handeln
kann. Wir brauchen aber eine bewegliche Verwaltung,
die ihr Ermessen nach bestem Wissen und Gewissen
ausübt. Wir brauchen nicht Prioritäten, die hier gekünstelt
festgelegt werden und die dann bei einer objektiven Be-
trachtung für die Verwaltung nicht eine Hilfe, sondern eine
Erschwerung bedeuten. Aus diesem Grunde empfehle ich
Ihnen, die Lösung der Mehrheit gegen den Antrag Kohler
zu unterstützen.

Rothen, Berichterstatter: Herr Kohler hat sich neben sei-
nen Aeusserungen zu Buchstabe a bereits zu Ziffer 3
geäussert. Zwischen Buchstabe a und Ziffer 1 und der Zif-
fer 3 besteht ein gewisser Zusammenhang. Mit der Ziffer 3
insofern, als diese Ziffer 3 im Zusammenhang mit der ur-
sprünglichen Ziffer Ibis der nationalrätlichen Fassung gese-
hen werden muss, in der dem Trinkwasser der Vorrang
eingeräumt wurde. Wie ist dieser Fragenkomplex zu beur-
teilen, wie hat sich der Entscheid der Kommission erge-
ben?
Auf Antrag seiner Kommission räumte der Nationalrat in
der Herbstsession 1973 dem Trinkwasser den absoluten
Vorrang ein, nämlich, wie ich bereits sagte, im
Abschnitt Ibis. Danach soll die Ausführungsgesetzgebung
die Vollzugsbehörden von Bund, Kantonen und Gemeinden
verpflichten, immer der Nutzung von ober- oder unterirdi-
schen Wasservorkommen für die Trinkwasserversorgung
vor anderen Nutzungsmöglichkeiten den Vorrang zu ge-
ben; eine Abwägung der verschiedenen Schutz- und Nut-
zungsinteressen wird damit von vornherein ausgeschlos-
sen; also kein Ermessensspielraum und Ausschaltung der
allgemeinen Grundsätze der Verhältnismässigkeit und An-
gemessenheit.
Seiner Kommission folgend hat der Ständerat die Priorität
des Trinkwassers gestrichen, dafür aber die besondere
Bedeutung der Versorgung mit Trink- und Brauchwasser
hervorgehoben. Diese erscheint an vorderster Stelle in der
Aufzählung der Gesetzgebungsobjekte (ich verweise auf
Absatz 1 Buchstabe a). Die Kommission des Nationalrates
ist der Lösung des Ständerates gefolgt. Sie hat aber den
Akzent auf das Trinkwasser gelegt durch Weglassung des
Wortes «Brauchwasser». In diesem Sinne hat Ihre Kom-
mission beschlossen und stellt Ihnen entsprechend An-
trag.
Das vorerst zu Buchstabe a. Im Zusammenhang mit der
Behandlung von Absatz 3 werde ich im Zusammenhang
mit diesem Buchstaben vielleicht noch gewisse Ausfüh-
rungen machen müssen.

M. Aubert, rapporteur: Nous arrivons à la lettre a de l'ali-
néa 1er, où M. Kohler propose de revenir au texte du Con-
seil des Etats, alors que la majorité a formulé une version
quelque peu différente. La proposition de M. Kohler ne
s'explique que si l'on considère en outre l'alinéa 3 et
l'amendement que notre collègue entend y introduire.

Il s'agit de savoir si, dans le texte constitutionnel, on aura
une phrase qui donne la priorité à l'eau potable sur tout
autre mode d'utilisation de l'eau. A première vue, la pro-
position de M. Kohler paraît très sympathique, je l'ai
même soutenue pendant assez longtemps. Je crois néan-
moins que le texte de la majorité de la commission peut
se fonder sur d'excellentes raisons. La commission n'a
pas voulu supprimer toute mention de la priorité à l'eau
potable; mais, au lieu de lui donner un caractère en quel-
que sorte absolu, en en faisant une phrase à part, dans un
alinéa spécial, elle a, à la lettre a de l'alinéa 1er, détaché
l'eau potable, «Trinkwasser», d'une expression qui était
d'abord plus générale, «eau courante», «Trink- und
Brauchwasser». Autrement dit, à la lettre a de l'alinéa 1er,
la commission conserve, pour l'eau potable, une certaine
prééminence.
En ce qui concerne l'adverbe «spécialement», aucune im-
portance. C'est la traduction française de la version du
Conseil des Etats qui était vraisemblablement incorrecte:
il ne fallait pas dire «notamment», mais «spécialement». Il
n'y a aucun «truc» ici, vous savez bien que la version alle-
mande n'est pas changée. C'est «insbesondere» au Con-
seil des Etats et c'est «insbesondere» aussi dans le texte
de la commission du Conseil national.
Comment justifier la méfiance de la majorité de la com-
mission à l'égard d'une priorité absolue donnée à l'eau
potable, selon la formule de M. Kohler? Je crois que
M. Masoni l'a très bien dit: dans toute cette question, c'est
une affaire de pesée d'intérêts. Quand on en est à utiliser
l'eau, si l'eau est suffisamment abondante pour en permet-
tre tous les usages simultanés, il n'y a pas de problème.
Quand l'eau n'est plus assez abondante pour permettre
simultanément tous les usages, là se pose un problème, il
y a une pesée d'intérêts qui, de toute façon, sera faite de
la manière la plus raisonnable. Si je suis dans le désert et
qu'il me reste un peu d'eau, que d'une part ma gamelle
est sale et que d'autre part j'ai soif, il est évident que je
ne vais pas utiliser cette eau pour nettoyer un ustensile, je
la boirai. Cette pesée d'intérêts, je la ferai de la façon la
plus naturelle.
Il y aurait quelque chose de choquant à bloquer, dès le
niveau constitutionnel, les choix futurs de l'administration,
à obliger par exemple à refuser des demandes d'utilisation
industrielle de l'eau simplement parce qu'un jour cette
eau pourrait être bue. Vous bloquez l'administration.
Voilà pourquoi la majorité de la commission, tout en étant
sensible au fait que, dans les cas les plus graves, il faut
d'abord boire avant de faire toute autre chose, a pensé
que ce n'était pas dans la constitution, qu'il fallait le dire.
Je vous invite donc à maintenir le texte de la majorité de
la commission, aussi bien au 1er alinéa, lettre a, qu'à l'ali-
néa 3.

Bundesrat Ritschard: Ich möchte Sie sehr bitten, in dieser
Frage nicht mit Gefühl einen Verfassungsartikel in die
Welt zu setzen. Ich kann mich dem anschliessen, was die
Herren Kommissionsreferenten und was insbesondere
auch Herr Nationalrat Masoni gesagt haben.
Es gibt sicher niemand, der nicht dem Trinkwasser eine
erste Priorität einräumen möchte. Ich glaube nicht, dass
es jemals eine Behörde oder eine Verwaltung geben wird,
die diese Priorität antasten könnte. Es ist selbstverständ-
lich, dass in erster Linie die Bedürfnisse des Menschen
und des Lebens kommen; daran ändert auch der Antrag
von Herrn Nationalrat Kohler nichts. Wenn Sie nun aber,
wie es Herr Kohler vorschlägt, in diesem Verfassungsarti-
kel die Priorität des Trinkwassers, auch dort, wo es sinn-
los ist, verankern, dann werden Sie uns möglicherweise
einiges erschweren, was auf dem Gebiete der internatio-
nalen Verhandlungen über das Wasser auf uns zukommt.
Sie wissen, dass für den Neckarstollen aus dem Bodensee
Wasser entnommen werden soll. Stuttgart verlangt zusätz-
liche Entnahmen für die Trinkwasserversorgung. Wir wer-
den darüber verhandeln. Unsere deutschen Partner wer-
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den ganz bestimmt auf diese Priorität hinweisen, wenn sie
in der Verfassung steht, und sie werden sich möglicher-
weise darauf berufen. Es wird nicht ganz einfach sein,
ihnen begreiflich zu machen, dass man den Nachbarn das
vorenthalten will, was man für sich selbst reklamiert. Aus
diesem Grunde glaube ich, dass sich die Setzung
einer Priorität in der Verfassung, die an sich selbstver-
ständlich ist, bei bestimmten Gelegenheiten gegen uns
auswirken könnte. Ich möchte Sie deshalb bitten, dem
Antrag Kohler nicht zuzustimmen. Das gilt auch für seinen
Antrag zu Absatz 3.

Le président: La proposition de M. Raoul Kohler qui donne
la priorité à l'eau potable est combattue par la commis-
sion et le Conseil fédéral.

M. Kohler Raoul: Je constate que tout le monde s'est ex-
primé contre la priorité à l'eau potable, les représentants
de la commission et du Conseil fédéral en particulier,
alors que je n'ai pas encore eu l'occasion, moi, de plaider
le dossier en faveur de la priorité à l'eau potable. Je ne
me suis exprimé, pour l'instant, que sur l'alinéa 1, lettre a,
où j'ai simplement demandé que l'on complète le terme
«eau potable» en y ajoutant «et eau d'usage courant»,
c'est tout. J'ai demandé que l'on rétablisse ce texte. Je
veux bien admettre qu'il est en relation directe avec l'ali-
néa 3 mais je vous rappelle que je n'ai pas encore eu l'oc-
casion de plaider le dossier. J'estime qu'il faut voter sur
l'alinéa 1, lettre a, seulement, et ouvrir la discussion en-
suite, sur l'alinéa 3 que je vous propose et qui confère la
priorité à l'eau potable.

Le président: Je veux rappeler à M. Raoul Kohler que
nous sommes à la lettre a, libre aux rapporteurs de la con-
sidérer comme étant étroitement apparentée à l'alinéa 3,
quitte aussi - et c'était mon propos - à ce qu'ils n'inter-
viennent plus au sujet de cet alinéa. M. Raoul Kohler con-
serve toute latitude d'intervenir après.

Abstimmung - Vote

Für den Antrag der Kommission 66 Stimmen
Für den Antrag Kohler Raoul 27 Stimmen

Art. 24bls Abs. 2
Antrag der Kommission

Ingress, Buchst, a, b, d

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Buchst, e
Eingriffe zur Beeinflussung der Niederschläge;

Buchst, e

Mehrheit
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates
(Die Aenderung betrifft nur den französischen Text)

Minderheit
(Schaller, Grünig, Oehler)
Das Recht des Bundes, die Benutzung von Wasservorkom-
men gegen Entrichtung der Gebühren und Abgaben und
gegen angemessene Schadloshaltung für die weiteren
Nachteile zu beanspruchen.

Art. 24bis al. 2
Proposition de la commission
Préambule, let. a, b, d
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Let. c
Les interventions qui visent à influencer les précipitations
atmosphériques;

Let. e
Majorité

Le droit de la Confédération de requérir les ressources
hydrauliques nécessaires à ses entreprises de transport et
communications, moyennant paiement des droits et rede-
vances et compensation équitable des autres inconvé-
nients.

Minorité
(Schaller, Grünig, Oehler)

Le droit de la Confédération de requérir des ressources
hydrauliques, moyennant paiement des droits et rede-
vances et compensation équitable des autres inconvé-
nients.

M. Aubert, rapporteur: Ici, il faut que la compétence légis-
lative fédérale soit complète et non pas limitée aux prin-
cipes, parce qu'en ce qui concerne la lettre a, «protection
des eaux», il existe déjà, à l'article 24quater, une compé-
tence législative complète. On ne pouvait donc pas res-
treindre la compétence que l'actuelle constitution donne à
la Confédération. Le même raisonnement est valable pour
la lettre b, «police des endiguements»; je renvoie à l'ar-
ticle 24. J'aimerais encore ajouter un mot sur la lettre a, qui
parle de débits minima «convenables». Le Conseil des
Etats a préféré dire «convenable», alors que nous disions
«suffisant». Notre commission estime que l'adjectif «con-
venable» est préférable à «suffisant». Il permet d'aller plus
loin. Ce qui est convernable est toujours suffisant, mais ce
qui est suffisant n'est pas toujours convenable.

Je le dis, et je me réfère là à un propos illustre de notre
collègue M. Ziegler, je le dis pour la postérité.

Rothen, Berichterstatter: In bezug auf den Buchstaben c
bleibt folgendes zu beachten:

Einmal haben der Ständerat und in der Folge auch Ihre
Kommission, allerdings mit einer Modifikation, aufgenom-
men «Eingriffe zur künstlichen Beeinflussung der Nieder-
schläge» bzw. «Eingriffe zur Beeinflussung der Nieder-
schläge». Eingriffe zur Beeinflussung der Niederschläge
bedeuten Eingriffe in den Wasserkreislauf. Es mag uns das
heute noch als Utopie erscheinen. Dem ist aber nicht so.
Die Wissenschaft und die Technik sind tatsächlich In der
Lage, künstlich die Niederschläge zu beeinflussen. Ich ver-
weise in diesem Zusammenhang auf Seite 32 der Bot-
schaft, wo entsprechende Ausführungen gemacht sind. Es
bleibt nun zu beachten, dass im allgemeinen eine Grund-
satzgesetzgebungskompetenz für die weiteren Eingriffe in
den Wasserkreislauf genügt. Gleichzeitig ist aber auch zu
beachten, dass die Beeinflussung der Niederschläge sich
sehr weit und sehr intensiv auswirken kann, weshalb hier
eine umfassende Kompetenz erforderlich Ist. Das ist denn
auch der Grund, warum dieser Buchstabe c unter der Zif-
fer 2 aufgeführt ist. Wollen Sie bitte beachten, dass die
Buchstaben unter Ziffer 2 unter die umfassende Gesetzge-
bungskompetenz fallen.

Noch eine Bemerkung zur Korrektur, die Ihre Kommission
getroffen hat. Sie sehen, dass in der ständerätlichen Fas-
sung von «Eingriffen zur künstlichen Beeinflussung der
Niederschläge» die Rede ist. Wenn wir aber die Nieder-
schläge beeinflussen wollen, so kann das Immer nur
künstlich geschehen, nie natürlich, so dass das Wort
«künstlich» überflüssig ist. Ihre Kommission schlägt Ihnen
deshalb vor, den Buchstaben c gemäas Fahne zu formulie-
ren mit den Worten «Eingriffe zur Beeinflussung der Nie-
derschläge», d. h. das Wort «künstlichen», das in der stän-
derätlichen Fassung vorkommt, zu streichen.

Schaller, Berichterstatter der Minderheit: Der Antrag der
Minderheit zu Buchstabe e von Ziffer 2 ist in den letzten
zehn Minuten der letzten Kommissionssitzung zustandege-
kommen. Darum trägt er so wenig Unterschriften.
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Es geht hier um etwas Materielles. Sie haben vielleicht
beachtet, dass der Ständerat in diesem Buchstaben e das
Recht des Bundes zur Benützung von Wasservorkommen
usw. für seine Verkehrsbetriebe eingeführt hat. Das hat
nun der nationalrätlichen Kommission durchaus nicht ge-
fallen. Wer sind die Verkehrsbetriebe des Bundes? Das
sind die Schweizerischen Bundesbahnen und die PTT-Be-
triebe. Die Schweizerischen Bundesbahnen haben meines
Wissen bis jetzt ein Wasserkraftwerk in Betrieb, die PTT-
Betriebe keines. Ich glaube deshalb, dass es falsch ist,
dieses Recht des Bundes, die Benutzung von Wasservor-
kommen zu beanspruchen, so einzuschränken. Es könnten
sich nämlich vollständig neue Bedürfnisse für den Bund
zeigen, die unter Umständen niemand bestreiten wird.
Dann wäre der Verfassungsartikel mit dem von der Kom-
missionsimehrheit beantragten Text zu eng.

Aus diesen Ueberlegungen heraus beantrage ich Ihnen,
die drei Worte «für seine Verkehrsbetriebe» zu streichen.
Die erweiterte Formulierung ist vom Ständerat eingebracht
worden. Eine nähere Begründung habe ich nicht erfahren
können. Mit der Streichung der drei erwähnten Worte wird
dem Bund die ihm ursprünglich zustehende Freiheit der
Nutzung der Wasservorkommen zugesichert.

Rothen, Berichterstatter der Mehrheit: Zum Buchstaben e
ist folgendes auszuführen:

Der Buchstabe e räumt dem Bund das Recht zur Benüt-
zung von Wasservorkommen ein, aber nach dem Be-
schluss des Ständerates und dem Antrag Ihrer Kommis-
sionsmehrheit nur für seine Verkehrsbetriebe, d. h. für die
SBB und die PTT-Betriebe. Es ist hier zu beachten, dass
das bundesstaatliche Verhältnis gestört wäre, wenn der
Bund für die Erfüllung seiner Aufgaben auf das Wohlwol-
len von Kantonen, Gemeinden oder gar Privaten angewie-
sen wäre. Durch die Einschänkung auf die Verkehrsbetrie-
be soll eine unerwünschte Kompetenzausweitung durch
Kombination mit anderen Verfassungsbestimmungen, z. B.
mit einem allfälligen zukünftigen Energiewirtschaftsartikel,
vermieden werden.
Ihre Kommission beantragt Zustimmung zur Aufnahme
einer Bestimmung über das Inanspruchnahmerecht des
Bundes überhaupt. Die Mehrheit will die Fassung des
Ständerates übernehmen, jedoch die Tragweite des fran-
zösischen Textes mit derjenigen des deutschen in Ein-
klang bringen, indem Verkehrsbetriebe durch «entreprises
de transport et communications» übersetzt wird.

Zum Antrag von Herrn Schaller, zum Antrag der Minder-
heit: Die Minderheit will das Wort «Verkehrsbetriebe»
streichen, will also die. Beschränkung auf die Verkehrsbe-
triebe streichen, wenn ich Herrn Schaller richtig verstan-
den habe. Ich glaube, dass Herr Schaller bzw. die Minder-
heit von der irrtümlichen Annahme ausgehen, dass da-
durch die PTT kein Inanspruchnahmerecht erhalten. Diese
Streichung würde im Gegenteil eine - von der Kommission
aus gesehen - unerwünschte Erweiterung des Buchsta-
ben e bedeuten.

Das ist die Situation, auf die ich Sie aufmerksam machen
wollte.

M. Aubert, rapporteur de la majorité: Qu'est-ce que la let-
tre e de l'alinéa 2 de l'article 24 b/s? C'est un revenant.
C'est un revenant parce que, dans le texte du Conseil fé-
déral, on avait prévu, à l'alinéa 2, une phrase 4 relative aux
réquisitions de ressources hydrauliques. Cette phrase, on
pouvait croire qu'elle avait été «tuée» dans notre séance
du 2 octobre 1973. Le Conseil des Etats l'a reprise; il l'a
mise à une autre place; il l'a limitée aux seuls besoins des
entreprises de transports' de la Confédération; et il a en-
core précisé que cette réquisition supposait «paiement
des droits et redevances et compensation équitable», une
autre formule que celle que le Conseil fédéral avait
d'abord envisagée.

Ce droit de réquisition permet à la Confédération de saisir
en quelque sorte des ressources hydauliques qui, juri-
diquement, sont du ressort des cantons.
Ce qui est en train de se jouer maintenant est une sorte
de petite comédie des erreurs.
M. Schaller - cela n'est pas un secret - en commission, a
combattu vivement l'expression «nécessaires à ses entre-
prises de transport», parce que, disait-il, il est inadmissi-
ble de donner aux PTT le droit de réquisitionner des for-
ces hydrauliques. Je ne sais pas ce que M. Schaller avait
contre les PTT ce jour-là.
Aujourd'hui, pour le même texte, M. Schaller donne une
justification tout à fait différente, je dirai même diamé-
tralement opposée et j'ajouterai - vous permettrez ici que
je le dise, mon cher collègue - correcte, alors qu'à la
commission, nous avions quelque peine à vous compren-
dre. Il est évident que, si on enlève «entreprises de trans-
port» dans le membre de phrase, cela n'aura pas du tout
pour conséquence de priver les PTT de quoi que ce soit,
mais cela permettra à la Confédération de requérir des
ressources hydrauliques pour d'autres entreprises encore.
Autrement dit, M. Schaller, en commission, paraissait vou-
loir une restriction; il nous proposait un texte qui, en réali-
té, tendait à un élargissement. Aujourd'hui, il justifie son
texte par la volonté d'élargir le droit de réquisition. Je suis
•un peu embarrassé, parce que j'ai une haute idée de l'Etat
et qu'il ne me serait pas antipathique que l'Etat puisse
réquisitionner des ressources hydrauliques pour toutes
ses tâches et pas seulement pour ses tâches de trans-
ports. Il n'en demeure pas moins que le Conseil des Etats
et la majorité de la commission vous invitent à être pru-
dents dans l'inscription de ce droit de réquisition. Il nous
paraît que c'est suffisant pour les entreprises de trans-
port. Les autres entreprises de la Confédération n'ont
guère besoin de ressources hydrauliques. Mais il se pour-
rait qu'un jour, lorsqu'on aura fait un article général sur
l'énergie, la Confédération puisse en tirer - en rapport
avec l'article 24o/s, 2e alinéa, lettre e, corrigé par
M. Schaller - des compétences énormes.
C'est en considération de ce développement possible de
notre droit constitutionnel que le Conseil des Etats et la
majorité de la commission vous recommandent de ne pré-
voir le droit de réquisition que pour le domaine où il a
l'importance pratique la moins discutable, à savoir les
entreprises de transport - à commencer par les Chemins
de fer fédéraux.

Le président: M. le conseiller fédéral Ritschard renonce à
prendre la parole.

Abstimmung - Vote
Für den Antrag der Mehrheit 39 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit 40 Stimmen

Art. 24bis Abs. 3
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Antrag Kohler Raoul
In Ausübung seiner Kompetenzen räumt der Bund dem
Trinkwasser den Vorrang ein. Er wahrt die Bedürfnisse ...

Art. 24bis al. 3
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Proposition Kohler Raoul
Dans l'exercice de ses compétences, la Confédération ac-
corde la priorité à l'eau potable. Elle sauvegarde les be-
soins et...

M. Kohler Raoul: II y a une année et un jour, c'était le
2 octobre de l'année passée, que notre Conseil a adopté,
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à l'unanimité, le nouvel article constitutionnel sur l'écono-
mie hydraulique.
Ce nouvel article, à l'alinéa ibis, précisait entre autres
que la Confédération, dans l'exercice de ses compé-
tences, devait accorder la priorité à l'eau potable. La plu-
part des porte-parole des groupes ont approuvé cette
priorité à l'eau potable. Le Conseil des Etats, par sa déci-
sion du 24 juin de cette année, par 22 voix contre 12, a
purement et simplement éliminé cette priorité. Pour le
Conseil des Etats il n'est donc pas question, semble-t-il,
d'accorder une priorité à l'eau potable.
Le président de la commission du Conseil des Etats a dé-
claré ce qui suit à ce propos: «II va de soi que l'alimenta-
tion en eau potable est très importante mais lui accorder
une priorité n'est pas compatible avec le principe de l'uni-
té de l'économie hydraulique.» Et ailleurs, encore «la ga-
rantie d'un approvisionnement en eau potable et d'usage
courant est tout aussi importante que l'utilisation ration-
nelle de la force hydraulique». Mes chers collègues, je
tiens à dire ici que je ne suis pas d'accord avec cette fa-
çon de voir les choses et j'espère que vous ne le serez
pas non plus. Je crois qu'il faudrait plutôt dire: «L'utilisa-
tion rationnelle de la force hydraulique est importante
mais la garantie d'un approvisionnement en eau potable
est encore plus importante.» D'autre part, il n'est pas
exact de prétendre que la priorité accordée à l'eau pota-
ble n'est pas compatible avec l'unité de l'économie hy-
draulique.
La priorité que je vous propose d'accorder à l'eau potable
et que vous avez décidée il y a une année n'a rien d'abs-
trait. Je serais même tenté de dire qu'elle est donnée par
la nature et imposée par les circonstances. Il est néces-
saire, je crois, de rappeler ici des évidences premières:
l'eau est un des éléments constitutifs de la vie et l'eau
potable est un aliment indispensable à l'homme. En d'au-
tres termes, la menace la plus grave est celle qui porte
sur l'eau potable d'autant plus que rien ne peut la rempla-
cer. Dans d'autres domaines de l'économie hydraulique,
en revanche on peut concevoir des solutions de rechange;
non seulement on peut les concevoir, mais elles sont en
cours de réalisation. Prenez la production d'énergie, il est
vrai que l'eau y joue un rôle. La part de l'eau dans la cou-
verture de nos besoins en énergie n'est toutefois que de
15 pour cent, tandis que si l'eau potable vient à manquer,
nous nous trouverons dans une situation sans issue d'au-
cune sorte. C'est bien pourquoi cette priorité doit être
clairement formulée dans le texte constitutionnel.
Mais une fois encore, je tiens à souligner que l'application
de cette clause dépendra des circonstances. Il faut
d'abord, et ici je m'adresse à mon collègue M. Masoni,
qu'il y ait conflit d'intérêts dans l'utilisation de l'eau, que
l'eau potable soit impliquée dans ce conflit et enfin que ce
conflit se produise dans une conjoncture qui fait craindre
la pénurie d'eau potable.
Il nous paraît évident que si l'eau potable menace de de-
venir une denrée rare, c'est elle qu'il faut d'abord et à tout
prix sauvegarder. C'est l'approvisionnement en eau pota-
ble qu'il faudra garantir en tout premier lieu.
En vous demandant d'accorder la priorité à l'eau potable,
je me trouve en bonne compagnie, mes chers collègues.
Ecoutez ce que déclare M. le professeur Trüb, professeur
à l'Ecole polytechnique fédérale, dans une étude qu'il a
faite avec la collaboration d'un groupe de travail présidé
par M. Baldinger, directeur, et composé des personnalités
suivantes: M. E. Bosset, docteur en chimie, Lausanne;
M. H. Grubinger, professeur à Zurich; M. A. Haas, ingénieur
à Thalwil; M. A. Hörler, professeur à Zurich; M. R. Pedroli,
docteur es sciences techniques, Neuchâtel, et M. H. Zur-
briigg, docteur en droit, Berne: «II importera, dans le ca-
dre d'une planification s'étendant à l'ensemble de l'écono-
mie des eaux, de fixer des ordres de priorité pour l'utilisa-
tion de l'eau compte tenu de tous les modes d'utilisation
entrant en considération. Il ressort nettement des données
bibliographiques que l'approvisionnement en eau potable

doit avoir la priorité, parce qu'il est impossible de la rem-
placer par une autre substance. Une eau potable satisfai-
sant à toutes les exigences voulues constitue en effet
l'une des conditions dont dépend la santé publique».
Il est nécessaire de fixer cette priorité de l'eau potable à
l'alinéa 3 de l'article constitutionnel et non pas à l'ali-
néa 1er, lettre a, parce que cette priorité doit pouvoir être
exercée à l'égard des différents usages qui seront faits de
l'eau et ces utilisations sont énumérées dans les paragra- '
phes qui précèdent l'alinéa 3.
Lorsque le peuple suisse sera appelé à approuver le nou-
vel article constitutionnel relatif à l'économie hydraulique,
il serait souhaitable que ce qu'on lui propose tienne
compte en quelque sorte de ses préoccupations. Or, dans
le domaine de l'utilisation de l'eau, la préoccupation ma-
jeure de la population est d'être assurée de pouvoir dispo-
ser en permanence de quantités suffisantes d'eau potable
de qualité. En inscrivant la priorité de l'eau potable dans
la constitution et, par voie de conséquence, dans la légis-
lation, on contribue dans une large mesure à la sécurité
de notre approvisionnement en eau potable et à notre
santé publique.

Grünig: Herr Masoni hat in seinem Votum, das er zur Dif-
ferenz bei Artikel 24 Absatz 1 abgegeben hat, gesagt, er
sei auf der anderen Seite der Barriere. Ich bin es jetzt
auch gegenüber Herrn Masoni.
In der Kommission habe ich - in Vertretung von Herrn
Raoul Kohler - diesen Antrag bereits vertreten, den er
jetzt hier eingebracht hat. Ich bin dann aber in der Kom-
mission unterlegen.
Ich glaube, wir müssen in die Zukunft blicken. Heute ha-
ben wir teilweise noch genug Trinkwasser, wir befinden
uns noch nicht in einer Zwangslage; aber ich glaube, dass
unsere Verfassung nicht nur auf den heutigen Zeitpunkt
ausgerichtet sein darf, sondern dass wir diese für die Zu-
kunft ausgestalten müssen. Wie es mit dem Trinkwasser in
der Zukunft aussieht, nachdem wir eine ständige Steige-
rung des Trinkwasserverbrauchs feststellen, wissen wir
heute noch nicht. Deshalb scheint es mir richtig zu sein,
dass die Priorität dieses Trinkwassers in der Verfassung
festgelegt wird. Das Trinkwasser gehört zu unseren wich-
tigsten Lebensgrundlagen, neben dem Boden und der Luft.
Innerhalb des Problemkreises Wasser sollten wir - wie das
Herr Kohler wünscht - dem Trinkwasser die geforderte
Priorität einräumen. Der Antrag Kohler ist auch referen-
dumspolitisch sehr wertvoll, und er wird uns über gewisse
Hürden in der Abstimmung hinweghelfen. Mit diesem Ar-
gument - der Priorität des Trinkwassers - lässt sich kämp-
fen, gerade für diesen Artikel, den wir unbedingt in der
Verfassung haben müssen. Ich bitte Sie deshalb, dem An-
trag Kohler zuzustimmen.

Masoni: Ich hätte Ihnen diese Wiederholung gerne erspart
und werde versuchen, die Sache anders anzupacken. Herr
Kohler beruft sich auf eine Abstimmung, die vor fast ge-
nau einem Jahr stattgefunden hat; ich berufe mich auf die
Abstimmung, die vor einer Viertelstunde erfolgte. Dort ha-
ben wir bereits über die gleiche Sache diskutiert und Be-
schluss gefasst; wenn wir konsequent bleiben wollen,
müssen wir auch jetzt so beschliessen, wie wir es vorher
mit derselben Begründung getan haben.
Ganz kurz zur Sache: Eine Priorität des Trinkwassers -
wie Herr Bundesrat Ritschard vorher dargelegt hat - ist
für uns alle unter gewissen Umständen selbstverständlich.
Diese Priorität braucht daher in der Verfassung nicht so
präzis verankert zu werden. Es ist eine Selbstverständlich-
keit, dass dort wo die Trinkwasserversorgung als absolu-
tes Interesse feststeht, wo es nicht zumutbar ist, das
Trinkwasser auf andere Weise zu beschaffen, dort eben
der Trinkwasserversorgung gegenüber anderen 'Interessen
der Vorrang einzuräumen ist. Doch in jedem Falle ist die
Frage zu beantworten, ob das Trinkwasser nicht auch aus
anderen Quellen beschafft werden kann. Es muss eine
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sorgfältige Interessenabwägung erfolgen, die u. a. darauf
abzustellen hat, nach dem Grad der Schwierigkeit, sich
das Trinkwasser auf diese oder jene Art zu beschaffen.
Ich werde Ihnen am Schluss vielleicht noch einige extre-
me Beispiele erwähnen, um zu zeigen, dass die Interessen-
abwägung bei der Festlegung der Priorität des Trinkwas-
sers zu ganz extremen Resultaten führen könnte, die hier
sicher nicht beabsichtigt sind.

Das Hauptgewicht liegt aber meines Erachtens auf dem
Sinn eines Verfassungsartikels. Darin erteilen wir dem
Bund Kompetenzen. Ich glaube es geht im vorliegenden
Fall nicht darum, eine Kompetenz des Bundes gegenüber
Kompetenzen der Privatwirtschaft oder der Kantone fest-
zulegen. Der Vorschlag Kohler beabsichtigt vielmehr, die
Kompetenz des Bundes, die im ersten Absatz eine voll-
ständige und im zweiten nur eine Grundsatzgesetzgebung
vorsieht, von Anfang an in einer gewissen Richtung festzu-
legen und zu präjudizieren. Doch was für einen Sinn hat
eine solche Einschränkung in den Fällen der Absätze 1c,
Regulierung von Wasserständen und Abflüssen; 2b, Was-
serbaupolizei; oder 2c, Eingriffe zur künstlichen Beein-
flussung der Niederschläge? In diesen Fällen ist vielmehr
die Erhaltung des Grundwassers, die Regulierung oder der
Schutz gegen Wasserschäden gemeint. Die Priorität des
Trinkwassers hat hier nichts zu suchen und gehört sicher
nicht in eine Verfassungsbestimmung, die einen so allge-
meinen und vielfältigen Inhalt hat; eine solche Prioritäts-
festlegung wäre sogar in einem Gesetz sehr fraglich. Auf
einem so ausgedehnten Gebiet muss die Ermessensfrei-
heit der Verwaltung gewahrt sein. Wir müssen der Verwal-
tung eine gewisse Freiheit geben. Wir müssen der Verwal-
tung einen richtigen Vergleich von Pro und Contra gestat-
ten. Ich gebe Ihnen nun, fast im Spass, einige extreme
Beispiele, die zeigen, wohin eine sture Priorität führen
könnte: Nehmen Sie an, die Feuerwehr müsse einen Brand
löschen. Wenn hier nun eine Priorität des Trinkwassers
besteht, so kann man das Trinkwasser nicht für eine Stun-
de abstellen, um es für die Löschung des Brandes zu ver-
wenden. So etwas wollen wir nicht. Ich gebe Ihnen einen
anderen Fall, Kollege Kohler: Nehmen Sie an, das Trink-
wasser stehe in absoluter Priorität gegenüber dem Natur-
schutz: dadurch könnten wir in die Lage kommen, dass
der Rheinfall für das Trinkwasser geopfert wird... Nein,
es muss in jedem Fall erwogen werden, ob man Trinkwas-
ser auf eine andere Art, vielleicht mit Mehrkosten, gewin-
nen kann. Diese Interessenabwägung soll durch die Ver-
waltung in voller Freiheit durchgeführt werden können.
Deshalb sollten wir darauf verzichten, in der Verfassung
eine so einseitige, präjudizierende Prioritätenregelung be-
reits festzulegen.

Rothen, Berichterstatter: Ich glaube, es ist alles gesagt
worden, was gesagt werden muss. Ich möchte lediglich
feststellen, dass der Vorrang des Trinkwassers einem der
Hauptziele des neuen Verfassungsartikels zuwider laufen
würde, nämlich die Probleme der Wasserwirtschaft in ih-
rem Gesamtrahmen zu behandeln, die verschiedenen Nut-
zungs- und Schutzerfordernisse möglichst miteinander in
Einklang zu bringen und optimale, gesamtwasserwirtschaft-
lich zweckmässige Lösungen anzustreben. Ich betone
ausdrücklich: Die von der Kommission des Nationalrates
beantragte Lösung bietet Gewähr dafür, dass im Einzelfall
bei der Abwägung verschiedener, unter Umständen aus-
einanderstrebender Interessen wasserwirtschaftlicher oder
anderer Natur eine gesicherte Trinkwasserversorgung ih-
ren unbestrittenen Stellenwert behält.

Ich muss Sie im Namen der Kommission bitten, den An-
trag Kohler abzulehnen.

Abstimmung - Vote

Für den Antrag der Kommission
Für den Antrag Kohler Raoul

195-N

46 Stimmen
37 Stimmen

Art. 24bis Abs. 4
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

Art. 24bis al. 4
Proposition de la commission

Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Art. 24bis Abs. 5
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates

(Die Aenderung betrifft nur den französischen Text)

Art. 24bis al. 5
Proposition de la commission

Si l'octroi ou l'exercice de droits d'eau concerne les rap-
ports internationaux, la Confédération statue, après avoir
entendu les cantons intéressés. Il en est de même pour
les rapports intercantonaux, lorsque les cantons intéres-
sés ne parviennent pas à s'entendre. Dans les rapports
internationaux, la Confédération fixe les droits et rede-
vances, après avoir entendu les cantons intéressés.

M. Aubert: Ici, il y a lieu de faire une remarque rédaction-
nelle: l'allemand parle du «Beizug der beteiligten Kan-
tone», ce qui est une formule nouvelle, et le dépliant vous
propose, en langue française: «Après avoir entendu les
cantons intéressés.» A la réflexion, la traduction n'est pas
assez forte. Je vous propose de dire: «En faisant partici-
per les cantons intéressés à la préparation de la déci-
sion.» Si vous n'êtes pas d'accord avec cette proposition,
je la développerai davantage.

Angenommen - Adopté

Art. 24bis Abs. 6
Antrag der Kommission

Der Vollzug der Bundesvorschriften obliegt den Kantonen,
soweit das Gesetz ihn nicht dem Bund vorbehält.

Art. 24bis al. 6
Proposition de la commission

L'exécution des prescriptions fédérales incombe aux can-
tons, à moins que la loi ne la réserve à la Confédération.

Angenommen - Adopté

Art. 24quater
Antrag der Kommission

Die Abgabe der durch Wasserkraft erzeugten Energie ins
Ausland darf nur mit Bewilligung des Bundes erfolgen.

Abs. 2
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates.

Art. 24quater
Proposition de la commission

Adhérer à la décision du Conseil des Etats
(La modification ne concerne que le texte allemand)

Angenommen - Adopté

Ziff. la
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Beschluss des Ständerates
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Ch. la
Proposition de la commission
Adhérer à la décision du Conseil des Etats

Angenommen - Adopté

Le président: Le traitement de la motion du Conseil natio-
nal est ajourné. Par conséquent, nous sommes parvenus
au terme de cet objet.

An den Ständerat - Au Conseil des Etats

Schluss der Sitzung 19.05 Uhr
La séance est levée à 19 h 05

#ST# Siebzehnte Sitzung - Dix-septième séance

Freitag, 4. Oktober 1974, Vormittag
Vendredi 4 octobre 1974, matin

8.00 h

Vorsitz - Présidence: M. Simon Kohler

11 984

Postulat Rüttimann. Briefkastenaktion der PTT
Campagne »boîtes aux lettres» des PTT

Wortlaut des Postulates vom 21. März 1974
Der Bundesrat hat am 4. März 1974 eine Aenderung der
Verordnung zum Postverkehrsgesetz und der dazugehöri-
gen Ausführungsbestimmungen erlassen. Diese bezweckt
eine weitere Rationalisierung im Hauszustelldienst, welche
sich vor allem wegen der anhaltenden Personalknappheit
aufdrängt. Danach haben bis Ende 1976 alle Postempfän-
ger Brief- und Ablagekasten bereitzustellen, die den vor-
geschriebenen Massen entsprechen und nicht weiter als
10 Meter oder 1-0 Treppenstufen von der Strasse entfernt
sind.
Wenn der Uebergang zur neuen Zustellordnung nach den
Weisungen der PTT auch ausgesprochen kundenfreund-
lich und nach Prioritäten durchgeführt werden soll, erhebt
sich doch die Frage, ob diese Massnahme auch für Land-
und Bergregionen sinnvoll ist und den PTT die gewünsch-
te Rationalisierung bringen kann.
Der Bundesrat wird daher ersucht:
I.Die Aenderung der Postzustellung bis Ende 1976 nur für
Städte und grössere Ortschaften sowie Neuüberbauungen
im allgemeinen anzuwenden, und
2. Die Ausdehnung auf Land- und Bergregionen erst ge-
stützt auf dannzumal vorliegende Erfahrungen in Erwä-
gung zu ziehen.

Texfe du postulat du 21 mars 1974
Le 4 mars 1974, le Conseil fédéral a décidé de reviser l'or-
donnance relative à la loi sur le service des postes et les
dispositions d'exécution qui s'y rapportent. Cette modifica-
tion a pour but de rationaliser davantage encore le service
de distribution postale à domicile, cette rationalisation
étant surtout rendue nécessaire par la pénurie persistante
de personnel. En vertu de la revision précitée, toutes les
personnes qui reçoivent leur courrier par la poste devront
mettre à la disposition de celle-ci, jusqu'à la fin de 1976,
des boîtes aux lettres et des cassiers pour les envois volu-
mineux qui correspondent aux dimensions prescrites et
dont la distance par rapport à la rue ne soit pas supé-
rieure à 10 mètres ou à 10 marches d'escalier.
Même si, en vertu des instructions des PTT, l'introduction
du nouveau système de distribution des PTT doit s'opérer
avec tous les égards dus à la clientèle et s'échelonner
selon un ordre de priorité, on peut se demander s'il est
judicieux d'appliquer cette mesure aux régions rurales et
montagneuses elles-mêmes et si elle pourra apporter aux
PTT l'allégement qu'ils en attendent.
C'est pourquoi le Conseil fédéral est invité:
1. A prescrire que, jusqu'à la fin de 1976, le changement du
système de distribution postale ne s'appliquera de ma-
nière générale qu'aux villes, aux localités importantes ain-
si qu'aux agglomérations et centres d'habitation nou-
veaux;
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